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StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat
A 33 - Ausländeramt

Sitzungsvorlagen - Nr.:

2021/0322
Beschlussvorlage

vom 25.05.2021

öffentliche Sitzung

Einrichtung einer ausländerrechtlichen Beratungskommission

Beratungsreihenfolge
Datum Gremium
16.06.2021 Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Senioren und demographische 
Vielfalt
17.06.2021 Städteregionsausschuss

Beschlussvorschlag:

Der Städteregionsausschuss beschließt die Einrichtung einer ausländerrechtlichen 
Beratungskommission im A 33/Ausländeramt.

Sachlage:

In der StädteRegion Aachen leben zurzeit rund 95.000 ausländische Mitbürgerinnen 
und Mitbürger aus 172 Staaten. Die meisten dieser Menschen haben sporadischen 
oder regelmäßigen Kontakt zum Ausländeramt der StädteRegion Aachen.

Für zahlreiche dieser Menschen ist der Kontakt zum Ausländeramt der erste Kontakt 
mit einer deutschen Behörde. Menschen mit unterschiedlichsten Lebenshintergrün-
den und persönlichen Schicksalen (z.B. Fluchterfahrungen) sprechen in der Auslän-
derbehörde vor. Dieser Tatsache sind sich die rund 90 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Ausländeramtes, die eine Willkommenskultur pflegen, bewusst. Diese ist 
geprägt von Wertschätzung, Offenheit und Toleranz.

Das Thema ‚Integration‘ hat in den zurückliegenden Jahren eine immer höhere Be-
deutung erhalten. Dies liegt nicht zuletzt am Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Die-
ses Gesetz schafft innerhalb des bestehenden migrationspolitischen Rahmens die 
Voraussetzungen dafür, dass diejenigen Fachkräfte, die die deutsche Wirtschaft be-
nötigt, nach Deutschland kommen können.

Dies umfasst nicht nur gut ausgebildete Fachkräfte, sondern auch Menschen, die in 
Ausbildungsberufen ihre Zukunft sehen. Der Aufenthalt für Studierende und Wissen-
schaftler ist attraktiver zu gestalten und soll letztendlich zu einem dauerhaften Auf-
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enthalt im Bundesgebiet führen. Das Ziel: gut ausgebildete Menschen im Bundesge-
biet zu halten.

Die Ausländerbehörde hat sich in den vergangenen Jahren immer mehr zu einem 
Steuerungsinstrument für den inländischen Arbeitsmarkt entwickelt. Waren früher 
noch die Arbeitsämter stark in diesen Prozess eingebunden, so hat sich die Zustän-
digkeit mittlerweile auf die Ausländerbehörden verlagert. Die Entscheidungen der 
Ausländerbehörde haben somit große Auswirkungen auf den Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt.

Dennoch ist die Ausländerbehörde auch ordnungsrechtlich tätig und für die Rück-
führung von abgelehnten Asylbewerberinnen und Asylbewerbern zuständig. Zwar 
hat sich in den zurückliegenden Jahren ein umfangreiches Rückführungsmanage-
ment etabliert, das den Fokus zunächst auf freiwillige Ausreisen legt und die Men-
schen hier ggf. aktiv unterstützt, was z.B. die Beantragung von finanziellen Hilfen 
betrifft. Dennoch lassen sich nicht alle Fälle einvernehmlich regeln, so dass auch 
zwangsweise Rückführungen zur Arbeit der Ausländerbehörde gehören.

In diesem Spannungsfeld bewegen sich die betroffenen Menschen, ehrenamtliche 
Unterstützer, Vereine und Verbände sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Ausländeramtes. Hier kann nicht in jedem Fall Einvernehmen erzielt werden. Aber es 
kann im Bedarfsfall das Gespräch gesucht werden.

Um hierfür eine Plattform zu haben, wurden vor rund 10 Jahren, die sog. Härtefall-
gespräche etabliert. Konkreter Anlass war ein junger Mann, der in sein Heimatland 
rückgeführt werden sollte. An diesen Gesprächen haben Vertreter der Kirchen und 
der Verwaltung teilgenommen und aktuelle Fälle besprochen, die z.B. über Netzwer-
ke, Unterstützer o.a. an sie herangetragen wurden, um Handlungsspielräume zu 
erörtern.

Dieser vertrauensvolle Austausch hat sich gut etabliert. Dennoch erscheint es sinn-
voll, den Austausch zu besonderen Einzelfällen auf eine breitere Basis zu stellen. 
Dies soll nicht zuletzt vor dem Hintergrund geschehen, eine erhöhte und breitere 
Transparenz der Arbeit des Ausländeramtes zu schaffen und die wechselseitige Ak-
zeptanz zu schärfen.
Die Verwaltung schlägt daher eine ausländerrechtliche Beratungskommission (ARB) 
als sog. ‚Beiratsmodell‘ vor. Diesem Beirat sollen angehören:

 7 Mitglieder der Fraktionen (nach Mehrheitswahlrecht)
 3 Mitglieder der Verwaltung
 3 Vertreterinnen oder Vertreter der im Arbeitskreis ‚Dialog der Religionen‘ ver-

tretenen Religionsgemeinschaften (evangelische Kirche, Katholische Kirche so-
wie eine Vertreterin/ein weiterer Vertreter der im AK vertretenen Religionsge-
meinschaften)

 ein Mitglied des Arbeitskreises der Integrationsräte (AKI)
 ein Mitglied der AG freie Wohlfahrtsverbände

Die ARB hat keine Weisungs- und Entscheidungsbefugnisse gegenüber der Verwal-
tung der StädteRegion Aachen. Ihre Beratungsergebnisse dienen der Verwaltung als 
Entscheidungshilfe bei ausländerrechtlichen Entscheidungen. Das Nähere regelt eine 
Geschäftsordnung, die als Anlage beigefügt ist.
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Rechtslage:
Es handelt sich um eine freiwillige Aufgabe der StädteRegion Aachen.

Personelle Auswirkungen:
keine

Finanzielle/bilanzielle Auswirkungen:
keine

In Vertretung 
gez.: Nolte

Anlage:
Geschäftsordnung der ausländerrechtlichen Beratungskommission (ARB) 



Anlage zu Sitzungsvorlage 2021/0322 

 

 

Geschäftsordnung des Beirats der ausländerrechtlichen Beratungskommission bei 

der StädteRegion Aachen 

Präambel  

Das Ausländerrecht als Bundesrecht lässt bei dem Bestreben, eine möglichst ein-

heitliche Auslegung im gesamten Bundesgebiet zu gewährleisten, nur geringe Er-

messensspielräume zugunsten der örtlichen Ausländerbehörde zu. Die vorhandenen 

Ermessensspielräume sind in der Regel durch Erlasse des Landes NRW bereits aus-

gefüllt. Trotzdem bleibt die Verwaltung verpflichtet, die ausländerrechtlichen Be-

stimmungen im Rahmen der noch vorhandenen Möglichkeiten human zu vollziehen. 

Die ARB ist ein wichtiger Ansprechpartner für Ausländer*innen, für die ausländer-

rechtliche Maßnahmen zu einer besonderen Härte führen können. Die Kommission 

unterstützt die Ausländerbehörde bei ihrer Arbeit, indem sie ergebnisoffen alle 

rechtlichen Perspektiven deutlich macht. 

1. Die ARB berät über Fälle,  

a. die an sie herangetragen werden. 

b. die die  Ausländerbehörde von sich aus vorlegt. Hierzu zählen aufenthalts-

beendende Maßnahmen gegen besonders schützenswerte Gruppen.       

Die ARB entscheidet selbständig, welche Anträge zur Beratung angenommen 

werden. 

2. Die Anträge an die ARB sind schriftlich einzubringen und zu begründen. Dabei 

sind alle Gesichtspunkte darzustellen, die für eine Annahme einer besonderen 

Härte sprechen könnten. Grundsätzlich kann die ARB in einer Angelegenheit nur 

einmal angerufen werden. Anträge an die ARB sollen aufschiebende Wirkung ha-

ben. Bis zum Abschluss der Beratung sollen keine aufenthaltsbeendenden Maß-

nahmen eingeleitet werden. Sollten besondere Gründe dagegensprechen, muss 

die Verwaltung diese begründen. 

 

3. Aufgabe der ARB ist es, Entscheidungshilfen und Empfehlungen für die Auslän-

derbehörde anzubieten. Dazu gehört unter Umständen auch, betroffenen Perso-

nen dahin gehend zu beraten, ihre Fälle der HFK NRW bzw. dem Petitionsaus-

schuss NRW vorzulegen. Für die Dauer der Verfahren soll von aufenthaltsbeen-

denden Maßnahmen abgesehen werden. Den Empfehlungen der HFK NRW bzw. 

des Petitionsausschusses wird in der Regel gefolgt. Sollten besondere Gründe 

dagegensprechen, muss die Verwaltung diese begründen. 

 



4. Härtefallanträge, die dem Petitionsausschuss NRW, der HFK NRW oder in denen 

ein Gerichtsverfahren anhängig ist, können in der ARB nicht behandelt werden. 

Die Beratungsergebnisse werden der ARB vorgelegt. Ihren Empfehlungen wird in 

der Regel gefolgt. Sollten besondere Gründe dagegensprechen, muss die Ver-

waltung diese begründen. 

 

5. Nach Abschluss des unter 3. aufgeführten Verfahrens kann die ARB grundsätz-

lich nur angerufen werden, wenn ein vollkommen neuer Sachverhalt vorliegt. Ob 

dies der Fall ist, entscheidet die ARB in eigener Zuständigkeit. 

 

6. Die Sitzungen der ARB sind nicht öffentlich. Sofern die ARB eine Anhörung der 

betroffenen Person für erforderlich hält, ist es der betroffenen Person unbe-

nommen, sich eines selbstgewählten Beistands zu bedienen. 

 

7. Die ARB hat keine Weisungs- und Entscheidungsbefugnisse gegenüber der Ver-

waltung der SR Aachen. Ihre Beratungsergebnisse dienen der Verwaltung als 

Entscheidungshilfe bei ausländerrechtlichen Entscheidungen. Ihre Tätigkeit un-

terliegt den Vorschriften des Datenschutzgesetzes des Landes NRW. Die Einver-

ständniserklärung der betroffenen Person muss vor der Beratung vorliegen. 

 

8. Die ARB ist ein Beirat. Er besteht aus 

 7 Mitgliedern der Fraktionen (nach Mehrheitswahlrecht) 

 3 Mitgliedern der Verwaltung 

 3 Vertreter*innen der im Dialog der Religionen vertretenen Religionsge-

meinschaften (evangelische Kirche, Katholische Kirche sowie eine Vertrete-

rin/ein weiterer Vertreter der im AK vertretenen Religionsgemeinschaften) 

 einem Mitglied des Arbeitskreises der Integrationsräte (AKI) 

 einem Mitglied der AG freie Wohlfahrtsverbände 

 

9. Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden sowie 

eine Stellvertreterin/einen Stellvertreter. 

 

10. Die Geschäftsführung des Beirates obliegt der Verwaltung. 

 

11. Die Ladefrist für Termin ist eine Woche. In besonderen Fällen kann von dieser 

Frist abgewichen werden. 
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